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Warum eigentlich nicht abreißen? 
�
Stadt und IHK haben in einer Presseerklärung am 
Freitag bekannt gegeben, dass sie zusammen das 
renommierte Düsseldorfer Planungsbüro Faltin und 
Sattler beauftragt  haben, einen Masterplan für den 
Königsplatz zu erstellen. 

 
FDP-Stadtverbandsvorsitzender  

Karsten Grabenstroer fragt sich 
allerdings, warum von vorne he-
rein IHK-Geschäftsführer Jürgen 
Behlke einen kompletten Abriss 
des Betonkomplexes aus-
schließt.  
„Was will man denn ernsthaft mit 
dem dunklen, vergammelten, 
stinkenden  und ekelerregenden 
Loch unter dem Königsplatz an-

fangen? Maximal ist noch eine Nutzung als Erweite-
rung des Parkhauses denkbar. Auch eine überdachte 
Markthalle, wie schon das ein oder andere Mal vor-
geschlagen, kommt in Paderborn nicht in Frage. Der 
vorhandene Standort des Wochenmarktes am Dom 
ist von seiner Attraktivität her unschlagbar. Für alle 
möglichen Planungen gilt aber auch: die Stadt müss-
te sich endlich dazu durchringen, den Busverkehr 
von diesem zentralen Platz wegzulenken. Bislang 
fehlt hierzu der politische Wille! Investoren, die mit 
einem innovativen Konzept an ein solches Großpro-
jekt herangehen müssten, lockt man so nicht nach 
Paderborn“ meint der FDP-Politiker.  
 
Nach Ansicht der Liberalen ist das Engagement von 
Unternehmerpersönlichkeiten wie Ferdinand Klingen-
thal und anderen absolut zu begrüßen. Auch dass 
die Stadt Paderborn diesen städtebaulichen Schand-
fleck endlich ins Visier nimmt und somit nicht nur 
immer wieder über die ewig gleichen „Baustellen“ 
diskutiert (Stadtverwaltung, Florianstr.etc) ist eben-
falls zu begrüßen.  
 
Die Liberalen fordern aber von der Stadtverwaltung, 
ohne vorherige Einschränkungen und ergebnisoffen  
zu planen. „Warum also nicht den ganzen Kladdera-
datsch abreißen und etwas Vernünftiges, das Stadt-
bild aufwertendes und prägendes ermöglichen?“ 

fragt Karsten Grabenstroer weiter und weist in die-
sem Zusammenhang auf das zur Debatte stehende 
Zentrenkonzept hin, das im  Königsplatz auch keine  
 
Entwicklungsfläche mit Zukunft sieht. „So steht zu 
befürchten dass es dann wohl doch bei ein bisschen  
Farbe, Blumenkübeln und einer Menge gut gemein-
ter aber fruchtloser Worte bleiben wird.“ so Karsten 
Grabenstroer abschließend. 
 

 
Wahlen, Haushalt, MZG 
FDP Parteitag in Bad Lippspringe 
 

v.l.: Martin Koke, Angelika Mikus, Petra Krieger-Brockmann,  
Hans Jürgen Schaefer, Gisela Hauk, Birgit Wagner 

 
Ganz nach dem Motto „Einigkeit macht stark“ verlief 
der Parteitag der Liberalen in Bad Lippspringe. Allen 
Kandidaten der Reserveliste für die nächste Kom-
munalwahl wurde ohne Gegenstimmen das Vertrau-
en der Parteimitglieder ausgesprochen. 
Ortsvorsitzende Angelika Mikus nach der Wahl: „Das 
ist eine hervorragende Basis für die vor uns liegen-
den Wahlkämpfe. Mit voller Rückendeckung aller 
Parteimitglieder kann sich dieses schlagkräftige 
Team jetzt jeder Aufgabe stellen.“ 
 
In seinem politischen Rechenschaftsbericht nahm 
Bürgermeisterkandidat Martin Koke ausführlich zur 
Situation des MZG Stellung. Die von der Zusatzver-
sorgungskasse geforderte städtische 40-Millionen-
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Bürgschaft erweise sich als gewaltiger Hemmschuh 
bei den Verhandlungen mit möglichen Investoren, die 
immer noch an einer Übernahme der MZG-
Einrichtungen interessiert seien.  
Koke: „Wenn die Privatisierung nicht gelingt, bleibt 
alles in kommunaler Trägerschaft. Dann müssen 
Stadt und Kreis millionenschwere Investitionen in 
Angriff nehmen, um das Überleben des MZG zu si-
chern.“ 
 
Für den Haushalt 2009 schlagen die Liberalen ein 
lokales Investitionsprogramm vor mit dem Ziel, lang-
fristig geplante Vorhaben in das Jahr 2009 vorzuzie-
hen, um so der heimischen Wirtschaft durch die der-
zeitige Finanzkrise zu helfen.  
Koke: „Es wäre eine Katastrophe, wenn Bad 
Lippspringer Betriebe jetzt insolvent würden. Wir 
müssen alles tun, um die Konjunktur mit kommuna-
len Aufträgen zu beleben. Außerdem erhöhen sol-
vente Unternehmen die Gewerbesteuereinnahmen 
der Stadt.“ 
 
Zur Entlastung der Bad Lippspringer Bürger schlagen 
die Liberalen die Senkung der Grundsteuer B von 
360 auf 310 Punkte vor.  
Koke: „Die Erfahrung hat uns gelehrt, dass in den 
letzten Jahren die Mittel zur Steuersenkung stets 
vorhanden waren.“ 
 
Heimische Unternehmen stärken und dem Bürger 
mehr Geld in die Tasche geben, das ist die liberale 
Antwort auf die weltweite Finanzkrise. Besondere 
Zeiten erfordern besondere Maßnahmen. 
 
Hier die FDP-Reserveliste für die Kommunalwahl 
2009: 
 
1. Martin Koke  
2. Angelika Mikus 
3. Hans Jürgen Schaefer  
4. Gisela Hauk 
5. Birgit Wagner  
6. Petra Krieger-Brockmann  
7. Sabine Künnemeyer 
8. Michael Bauer 
9. Ingrid Schulte  
10. Willi Hennemeyer  
11. Louise Bäckerling 
12. Anni Hossfeld 
13. Lilo Spanel 
14. Renate Pähle  
15. Eberhard Conrads 
16. Horst Böttger 
17. Heinz-Jürgen Gensicke 
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Den Abzockern in die Suppe spucken 
Neujahrsempfang der FDP in der Paragon-
Arena 

 v.l.: Jan Lackmann, Landrat Manfred Müller und Dr. Michael  
Hadaschik 
  
 „Übergroße Mehrheiten liegen nicht mehr im Wahl-
trend“, sagte der FDP-Kreisvorsitzende Dr. Michael 
Hadaschik zuversichtlich. Bestätigung fand er auch 
darin, dass die Bürger die neoliberale Politik schein-
bar nicht für die Finanzkrise verantwortlich machen. 
Die habe mit der ungeheuren Globalisierung und 
menschlicher Gier zu tun, stellte er heraus. 
 
Mit diesen Hinweisen auf die politische Gesamtkons-
tellation beließ er es während des Neujahrsempfan-
ges seiner Partei in der Paragon-Arena bei einer 
Rückschau auf 2008. Sein Blick richtete sich viel-
mehr auf die kommende Kommunalwahl im Juni. Die 
FDP stehe für innovative Projekte im Kreis Pader-
born, sagte Dr. Michael Hadaschik und führte einige 
Themen aus, obwohl das Wahlprogramm noch nicht 
offiziell verabschiedet worden ist. 
 
Im Bereich Bildung müsse ein Konzept speziell für 
den ländlichen Raum ausgearbeitet werden. Der 
weise nämlich erhebliche Defizite auf, so Hadaschik. 
In diese Richtung gehen auch die FDP-Pläne zum 
Thema öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV), der 
im Kreisgebiet weiter ausgebaut werden müsse, um 
die Gemeinden näher zusammen zu bringen. Zudem 
ziele die Politik der Liberalen darauf, die Macht der 
Energiemonopolisten zu zerschlagen – nicht durch 
Rekommunalisierung, sondern durch Wettbewerb. 
„Wir wollen den großen Abzockern in die Suppe spu-
cken“, kündigte der Kreisvorsitzende kämpferisch an. 
Durch die Hervorhebung kultureller Höhepunkte, wie 
zum Beispiel der Wewelsburg, solle das Paderborner 
Land überregional noch bekannter werden. Die Plä-
ne sollen durch kluges Vermögensmanagement fi-
nanziert werden. Ein Schritt in die richtige Richtung 
sei die Schaffung eines Pensionsfonds. 
 

Liberale Familie empfängt Innenminister Wolf 
in Salzkotten 

�

 

Ingo Wolf hat Wort gehalten! Vor längerer Zeit  hatte 
er Felix Hoffmann, dem Gründer des Polizeimu-
seums in Salzkotten, seinen Besuch zugesagt. Ge-
meinsam mit  dem Bürgermeister der Stadt, Michael 
Dreier und  Landrat Manfred Müller begrüßten die 
Mitglieder der FDP Ratsfraktion Brigitte Kesternich 
und Christoph Sonntag den Innenminister herzlich. 
Der Vorsitzende der Salzkottener FDP, Andreas 
Hoffmann, präsentierte stolz das „Lebenswerk“ sei-
nes Vaters !  
 
Minister Wolf zeigte sich  beeindruckt von der Vielfalt 
und vor allen Dingen von dem Seltenheitswert man-
cher Exponate.  Er wies auf die Wichtigkeit einer sol-
chen Sammlung hin, vor allem, um der nachfolgen-
den Generation die Entwicklung der Polizeigeschich-
te nahe zubringen. 
 
Als Gast konnten die Salzkottener FDP ler auch 
Wolfgang Klare, Kandidat für die Bundestagswahl 
2009 der Kreis FDP  mit seiner Familie begrüßen. 
 
�
„ Bauhof-Neubau nicht bezahlbar“ 
Lichtenauer FDP kritisiert Schulden-Politik 
 
Die Mitglieder der FDP-Ratsfraktion haben sich bei 
ihren Haushaltsberatungen mit dem von Bürgermeis-
ter Wange vorgelegtem Zahlenwerk auseinander ge-
setzt. Da für das Jahr 2009 neue Schulden in Höhe 
von mehr als 1 Million Euro vorgesehen sind, ver-
weigern die Liberalen ihre Zustimmung zum Haus-
haltsentwurf. 
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Erst vor knapp zwei Jahren hatte der Rat der Stadt 
Lichtenau auf Vorschlag des Bürgermeisters einen 
Grundsatzbeschluss gefasst, wonach in Zukunft kei-
ne neuen Schulden aufgenommen werden sollen. 
„Dieser vernünftige Grundsatzbeschluss soll nun-
mehr keine Gültigkeit mehr haben“, so FDP-
Fraktionschef Uwe Kirschner: „Unverantwortlich.“ Vor 
dem Hintergrund sinkender Steuereinnahmen und 
steigenden Belastungen bei der Kreisumlage und 
den Personalkosten, müsse der städtische Haushalt 
ohne neue Schulden auskommen. 
 
Auch die Lichtenauer Liberalen haben Verständnis 
für den Wunsch nach einem neuen Bauhof. Die hier-
für eingeplanten Mittel in Höhe von 1,3 Mio. Euro 
seien aber zu hoch. Dies habe auch der Rat der 
Stadt bislang so gesehen, vor drei Jahren einstimmig 
den Neubau eines Bauhofs abgelehnt. „Die finanziel-
le Situation der Stadt hat sich seitdem eher noch 
verschlechtert“, so FDP-Ratsherr Walter Kurte. 
 
Kritisch betrachten die Lichtenauer Liberalen den 
geplanten Neubau einer Mensa/Aula für das Schul-
zentrum in Lichtenau. Nach Plänen der Verwaltung 
soll in den nächsten zwei Jahren für knapp 200 
Schüler ein Betrag von 1,5 Mio. Euro investiert wer-
den. Grundsätzlich sieht die FDP einen Bedarf für 
eine Mensa, erwarte aber von der Verwaltung eine 
Alternativplanung, die zu deutlichen Einsparungen 
führen müsse. Für die FDP wäre es besser, die Kin-
der in den Kindergärten und Schulen bei den Kosten 
für die Mittagsverpflegung finanziell zu unterstützen, 
als in Beton zu investieren. „Spätestens 2010 droht 
ein Haushaltsicherungskonzept, was auch die CDU-
Mehrheit im Rat nicht wollen kann“, so Werner Spis-
se, FDP-Fraktionsmitglied aus Henglarn. 
 
Mit großer Sorge betrachten die Lichtenauer Libera-
len die Entwicklung beim Kreisbücherbus. Nachdem 
2009 ein weiterer Delbrücker Ort ausscheidet, sei die 
Zukunft des Busses mehr als ungewiss. Die CDU 
solle ihre Mehrheit nutzen, um finanziell eher schwa-
chen Städten die Einrichtung zu garantieren. 
 
 
 
Bad Lippspringe: Parkpalette im Fokus der 
Fraktionen 
Änderungswünsche zum Haushaltsentwurf 
 
An zwei für die städtischen Finanzen ziemlich wichti-
gen Themen halten die Grünen nach wie vor fest: 
Für die sogenannte Entlastungsstraße solle kein 
Geld ausgegeben werden (Haushaltsentwurf 2009: 
1,14 Mio.). Dagegen sei die Sanierung des Leer-
schwimmbeckens (400.000 Euro) vonnöten – auch 

aus Sicht der SPD, die in diesem Jahr mit den Pla-
nungskosten einsteigen würde. 
 
Dies die beiden größten Summen, die aus den Rei-
hen der vier Bad Lippspringer Stadtrats-Fraktionen 
an Veränderungswünschen zum Haushaltsentwurf 
des Bürgermeisters am Montagabend im Hauptaus-
schuss vorgetragen wurden. 
 
Die FDP würde mit einem städtischen Anteil von 
300.000 Euro ein lokales Investitionsprogramm in 
Höhe von 1,5 Mio. Euro umsetzen wollen – ein 
Wunsch, der womöglich mit dem Geld aus dem Kon-
junkturpakt II der Bundesregierung realisierbar wer-
den könnte. Die Liberalen wünschten die Reduzie-
rung der Grundsteuer B mit einer Gesamtsumme von 
220.000 Euro. 
 
Das kürzlich vorgestellte Einzelhandelsgutachten 
würde die CDU-Mehrheitsfraktion mit 10.000 Euro 
umsetzen wollen – die FDP hält 100.000 Euro für 
angebracht. In Zusammenhang mit diesem Thema 
plädieren SPD und Grüne für die Sanierung der 
Parkpalette Kurparkstraße, wo die Grünen eine 
Überdachung (100.000 Euro) vorschlagen. Der CDU 
fehlen im Haushaltsentwurf die Kosten für eine Rea-
lisierung der kürzlich vorgestellten Entwürfe zur Neu-
gestaltung des Rückraums der Liboriustrinkhalle. 
 
CDU und Grüne wiederum plädieren für zusätzliche 
5.000 Euro im Kulturetat für Jugendkulturtage. Bei 
der Familienförderung möchte die FDP jeweils 
15.000 Euro für Baugrundstücke mit Kinderbonus 
und für ein Pilotprojekt Mehrgenerationenhaus be-
reitstellen. Weitere 10.000 Euro sollten in alters- und 
behindertergerechte Verbesserungen in Fußgänger-
zonen und Parks investiert werden. 
 
Kreative Vorschläge kommen von der SPD. Sie 
schlägt die Anlage eine Barfuß-Wanderweges in der 
Innenstadt (3.000 Euro) und die Installation von drei 
Solarlaternen am See Dedingerheide (je 2.500 Euro) 
vor, die später auf das Stadtgebiet ausgeweitet wer-
den könnten. Bündnis 90/Die Grünen regen die Er-
richtung einer Naturwaldzelle im Herzogischen Forst 
an (2.000 Euro). Die Grünen würden der Feuerwehr 
auch schon ein Grundstück für ein neues Geräte-
haus aus den Flächen des Landwirts Bee (Am Beisp-
ring) bereitstellen wollen. 
 
Auch nicht jeder Änderungsvorschlag kostet womög-
lich Geld: Die Grünen würden dem Stadtmarketing 
gern zusätzliche Aufgaben wie die Betreuung des 
Wochenmarktes und die Übernahme der Litfasssäu-
len sowie die Innenausstattung der Burgruine über-
tragen. 
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Ideenvielfalt für die Schützenhalle 
Wie Studenten mit ihren Entwürfen der Dis-
kussion in Scharmede neue Impulse geben 
wollen 
�

Es war eine Ideenschmiede, 
die zur weiteren Diskussion um 
die Scharmeder Schützenhalle 
einlädt: 24 Arbeiten von Stu-
denten der Fachhochschule 
Bielefeld zeigen, wie sich die 
jungen Leute einen Hallenbau 
oder ein Dorfgemeinschafts-
zentrum für den 2.500-
Einwohner-Ort vorstellen. Die 
Idee zum Wettbewerb hatte 

FDP-Ratsfrau Brigitte Kesternich. 
 
Für die Entwürfe der Studenten herausgegeben wor-
den waren als Prämisse der Raumbedarf für die un-
terschiedlichen Vereine und Gruppen sowie die 
Rücksichtnahme auf die Belange der Anlieger. „Dies 
sind keine Pläne für einen Bauantrag, auch keine 
Berechnungen für finanzielle Mittel“, machte Kester-
nich klar. Sie sprach von „Schub und Schwung“, der 
durch das Projekt wieder in die Diskussion kommen 
soll. „Am meisten hatte mich gestört, dass im Ort 
nicht mehr miteinander über die Halle gesprochen 
wurde“, sagt sie über ihr Anliegen, alle Beteiligten 
wieder an einen Tisch zu bekommen. Und die Emo-
tionen aus der Diskussion zu nehmen. Über eine Be-
kannten in der  FDP kam sie an die Studenten um 
Prof. Bernd Niebuhr vom Fachbereich Architektur 
und Bauingenieurwesen des FH-Standortes Minden 
– und stieß auf offene Ohren. 
 
Größte Probleme der 1912 errichteten Halle: Sie 
muss dringend renoviert werden. Und die Standort-
frage muss wegen der Lärmbelästigung geklärt wer-
den. Diskutiert werde seit Jahren, berichtet der ehe-
malige Oberst der Schützenbruderschaft St. Petrus 
und Paulus, Willi Schlüter, der zur Jury gehörte. Nun 
habe man Ideen des modernen Lärmschutzes und 
der modernen Techniken, mit denen man sogar den 
jetzigen Standort der Halle erhalten könne. Schlüter 
zeigte sich begeistert von den Leistungen der Stu-
denten, aber auch von der Resonanz in der Bevölke-
rung, die sich die Entwürfe in der Halle anschaute. 
„Wir haben Wert gelegt auf ein bisschen Modernität, 
aber die Halle soll auch praktisch und vielseitig sein.“ 
 
Oberst Johannes Kirchhoff sprach von einer Diskus-
sionsgrundlage und einer Vielfalt, aus der das Gute 
für den Ort abgeschöpft werden könne. Zusammen 
mit den Vereinsvorständen könne man alle realisti-
schen Optionen Revue passieren lassen. Danach 

müsse man sich mit der Stadt zusammensetzen und 
schauen, was machbar und finanzierbar sei. „Wir ha-
ben jetzt eine wesentlich breitere Grundlage und 
Ideen, die wir sonst wahrscheinlich nicht aufgegriffen 
hätten. Dazu wunderbare Begründungen für unter-
schiedliche Standorte.“ 
 
Dinge, die für Scharmeder selbstverständlich sind, 
seien von Außenstehenden gesehen worden. Kirch-
hoff: „Hier will nicht irgendwer irgendwas bestimmen. 
Wir wollen offen und wertfrei darüber diskutieren, 
was wir wollen und was wir können.“ Zu sehen sind 
die Entwürfe und Modelle am Donnerstag und Frei-
tag, jeweils von 19 bis 21 Uhr in der Schützenhalle. 
 
 
 
FDP lehnt Einzelhandels- und Zentrenkon-
zept ab – Zukunftsvisionen fehlen, Planwirt-
schaft droht 
�
Das aktuell in der Diskussion befindliche Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept wird sowohl vom Stadtver-
bands-Vorstand als auch von der Ratsfraktion der 
FDP abgelehnt. „Der Teufel steckt im Detail“, so 
Fraktionsvorsitzende Monika Walter, „scheinbar will-
kürliche Eingrenzungen und völlig überzogene Rege-
lungswut kennzeichnen wesentliche Teile des Kon-
zeptes. Es fehlen Wachstumsperspektiven und krea-
tive Strategien für eine Weiterentwicklung des Ein-
zelhandels in Paderborn.“  
 
Die Liste der Mängel im Konzept ist lang, die von 
Seiten des Gesetzgebers vorgegebenen Größen und 
Richtlinien sind sinnvoll für die Entwicklung der In-
nenstadt, aber wie schon so oft in Paderborn werden 
viele Vorgaben bewusst überzogen ausgelegt.  
 
„Für Paderborn wichtige Gebiete wie die Bahnhof-
straße werden sogar völlig von der Weiterentwick-
lung ausgeschlossen“, so Dominic Gundlach, 
Schatzmeister im Stadtverband. „Die Stadt investiert 
11 Millionen Euro in die Infrastruktur der Bahnhof-
straße. Finanzielle Aspekte liegen mir am Herzen 
und ich frage mich – wofür diese riesige Summe? – 
denn Handel und innovative Zukunftsprojekte sind 
dort ausgeschlossen, wenn das Konzept in seiner 
jetzigen Form Anwendung findet.“ 
 
Aber auch die unter dem Pseudonym „Stadtteilzent-
rum“ reglementierten Ortskerne von Schloss Neu-
haus und Elsen sowie weitere heute noch belebte 
und aufstrebende Kerne in kleineren Orten in der 
Umgebung sind eklatant und negativ betroffen. In-
vestoren können in vielen Fällen nur noch Einzel-
handel auf dem Niveau einer großzügigen Mietwoh-
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nung betreiben, die all zu kleinlichen Flächenbe-
schränkungen lassen unter dem vorgeschobenen 
Argument der Innenstadtbedrohung nichts anderes 
zu.  
 
„Mich überzeugt das derzeitige Konzept nicht. Eine 
wohltemperierte Steuerung durch entsprechende 
Planungsvorgaben halte ich für notwendig und sinn-
voll.“ ergänzt Thomas Sprute, Vorstandsmitglied der 
FDP. „Aber eine willkürliche und gegenüber den 
Landesvorgaben mehr als verdreifachte Sortiments-
liste sowie die Ausklammerung von wertvollen Ge-
bieten wie der Königsstraße führen den Steuerungs-
gedanken ad Absurdum.“ In allen genannten Punk-
ten besteht dringender Nachbesserungsbedarf. 
Wichtige Aspekte wie Erweiterungsflächen oder 
Parkraumkonzepte fehlen komplett. „Das Konzept 
muss sich vor seiner Verabschiedung im Rat drin-
gend von einer am Bestandsschutz orientierten 
Wettbewerbsbremse ohne Zukunftsvisionen zu ei-
nem innovativen Strategiepapier für die Weiterent-
wicklung des Einzelhandels der nächsten Jahre in 
Paderborn entwickeln. Sonst ist es mit uns nicht zu 
machen.“ stellt Monika Walter abschließend fest.  
 
 
Zukunftsmeile aus dem Konjunkturpaket II 
fördern 
Liberale für nachhaltigen Mitteleinsatz 
 
Trotz ihrer generellen Kritik am Konjunkturpaket II 
setzen sich die FDP-Fraktionen im Paderborner 
Kreis- und Rathaus jetzt für einen schnellen und 
nachhaltigen Einsatz der Mittel ein. Neben einer un-
bürokratischen Beteiligung der Bürgervertretungen 
an der Mittelvergabe fordern die Liberalen vor allen 
Dingen einen Kriterienkatalog, welcher die Eignung 
einzelner Maßnahmen hinsichtlich der Konjunktur-
wirkung und Folgekosten beschreibt. 
 
Allein durch die klare Defini-
tion von Kriterien könne 
verhindert werden, dass die 
Zuweisungen aus dem Kon-
junkturpaket von etwa 16 
Millionen an die Stadt und 
etwa 7 Millionen Euro an 
den Kreis ohne Berücksich-
tigung von langfristigen As-
pekten nur in den Taschen 
der lokalen Bauunternehmungen landet. “Die Bun-
desregierung hat mit dem Konjunkturpaket II auch 
ein Versprechen an die künftigen Generationen ge-
geben, die Mittel, die sie sich von diesen Generatio-
nen geliehen hat auch in deren Sinne zu verwenden. 
Die FDP in Kreis und Stadt wird darauf achten, dass 

dieses Versprechen durch die Berücksichtigung von 
transparenten Vergabekriterien wie Beschäf-
tigungswirkung, mögliche Multiplikatoreffekte und 
natürlich die Nachhaltigkeit der Investitionen einge-
halten wird“, fassen Monika Walter und Jan Lack-
mann, Vorsitzende der FDP-Stadtrats und Kreistags-
fraktion ihre politischen Erwartungen zusammen. 
 
Konkret könnten sich die Fraktionsvertreter der Rats- 

und Kreistagsfraktion auch 
eine Verwendung von Stadt- 
und Kreismitteln in dem Zu-
kunftsprojekt “Zukunftsmeile 
an der Fürstenallee“ vorstel-
len. Monika Walter, Fraktions-
vorsitzende der Liberalen im 
Paderborner Stadtrat sieht in 
diesem Projekt das größte 
Zukunftspotential für das ge-
samte Kreisgebiet: “Die Zu-
kunftsmeile ist ein Projekt im 

Bereich Bildung und Forschung, das auch durch das 
hohe internationale Ansehen des Forschungsstan-
dortes Paderborn langfristig eine hohe Strahlkraft 
und Auswirkung  auf die Wirtschaft in der gesamten 
Region entwickeln wird. Aber auch kurzfristig können 
Investitionen an der Fürstenallee die lokale Wirt-
schaft stärken und zukünftige Haushalte entlasten.“ 
 
Über die Verwendung der Mittel sollte nach Meinung 
der Liberalen möglichst bald in den kommunalen 
Parlamenten beraten werden, damit eine fristgerech-
te Projektierung der Maßnahmen eingehalten werden 
kann. Voraussetzung dafür ist, dass detaillierte Vor-
gaben aus dem Land schnellstmöglich in den kom-
munalen Verwaltungen zur Verfügung stehen.  
„Hier ist das Land noch in der Pflicht, kurzfristig für 
Klarheit zu sorgen.“ stellt Jan Lackmann fest. Damit 
das Recht der Bürger auf eine transparente Auf-
tragsvergabe gewahrt bleiben kann, fordert die FDP 
die Verwaltungen außerdem dazu auf, trotz der ge-
planten Lockerung der Vergaberichtlinien ausrei-
chende Maßnahmen zum Korruptionsschutz zu tref-
fen. 
 
 
Nach Feierabend ist Schluss 
Praktiker beurteilen FDP-Vorschlag zur Priva-
tisierung im Rettungsdienst skeptisch 
 
Die FDP-Kreistagsfraktion hat sich zum Ziel gesetzt, 
die rettungsdienstlichen Leistungen im Kreis Pader-
born (Ausnahme Stadt Paderborn, die selbst Träger 
von Rettungswachen ist) europaweit für jeweils fünf 
Jahre auszuschreiben. Für viele Praktiker dagegen 
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ist der Antrag von Jan Lackmann ein „unausgegore-
nes Schreckenssymbol.“ 
 
„Und wer macht die Arbeit, wenn es hart auf hart 
kommt“, fragt sich beispielsweise Kreisbrandmeister 
Bernhard Lücke, selbst seit vielen Jahren Rettungs-
assistent in der Rettungswache Fürstenberg. Dabei 
hat Lücke nicht nur Katastrophenszenarien im Auge 
sondern auch bereits größere Einsätze, die eine ent-
sprechende Personalstärke benötigen. 
 
Auch bei der Qualität der Arbeit setzen die Praktiker 
große Fragezeichen. Angesichts des jüngst auf ho-
hem Niveau zertifizierten Rettungsdienst im Kreis 
rechnet Lückes Stellvertreter Elmar Keuter, auch 
selbst Rettungsassistent in der Rettungswache Buke, 
mit einem Absinken der Qualität. „Auf dem Gebiet 
des Rettungsdienstes sollte man keine Experimente 
machen“, weiß er er und kennt auch die Tücken im 
Geschäft: „Wer selbst auf demEggeweg wandert, 
kennt die Szenerie; wer hier fremd ist, findet die Ein-
satzstellen nicht, denn da gibt es keine Hausnum-
mern.“ 
 
Die FDP hat bei ihrem Antrag das Aachener Modell 
vor Augen. Dort wurden seit einer europaweiten 
Ausschreibung im Jahr 2004 jährlich 300.000 Euro 
gespart – unterm Strich rund 1,5 Millionen Euro. Für 
2009 hat der Kreis Paderborn Kosten in Höhe von 
7,9 Millionen Euro veranschlagt. 
 
Der Kreis Paderborn betreibt als Träger des Ret-
tungsdienstes 10 Rettungswachen und drei Notarzt-
standorte. Von den 10 Wachen werden fünf mit eige-
nem Personal, davon an drei Standorten mit Unters-
tützung der örtlichen Feuerwehren betrieben, Die 
erstlichen fünf Rettungswachen sind per Vertrag an 
die die Hilfsorgansiationen (Deutsches Rotes Kreuz, 
Johanniter Unfall-Hife und Malteser Hilfsdienst) ver-
geben. Im Bereich der Notarztstandorte sind zwei 
Standorte mit eigenem Personal besetzt, m ein wei-
terer ist auf vertraglicher Basis an die Arbeitsge-
meinschaft Notfallmedizin (AGN) vergeben. 
 
In einer Vorlage für die nächste öffentliche Sitzung 
des Kreistages am Montag, 16. Februar, teilt Abtei-
lungsleiter Michael Beninde mit, dass eine Aus-
schreibung vom Grundsatz her möglich sei, was aber 
zu völlig neuen Strukturen führen könnte. Das, so 
Beninde, wäre ein Risiko für das reibungslose Funk-
tionieren des Rettungsdienstes. Ferner sieht Beninde 
bei einer Privatisierung auch ein Risiko für Groß-
schadensfälle beziehungsweise den Katastrophen-
schutz. 
Der Abteilungsdirektor nimmt an, dass dass sich 
durch den Einsatz privater Anbieter Kosten senken 
lassen, dabei diesen Unternehmen in der Regel ein 

niedrigeres Lohnniveau herrscht, Zu bedenken sei 
allerdings, dass bei einem verstärkten Einsatz von 
Aushilfskräften anstelle des hauptamtlichen Perso-
nals der derzeitige Standard im Rettungsdienst nicht 
aufrechtzuerhalten ist. 
 
Und dann gibt es noch das Problem mit der Verfüg-
barkeit: Haben die Privaten Feierabend, wird nicht 
mehr gefahren. Das kennt auch Bernhard Lücke. In 
Bad Wünnenberg fährt häufig ein privater Anbieter 
aus Marsbergs „Wenn der Feierabend hat, müssen 
wir ran“, so der Kreisbrandmeister 
Auch das schlechte Lohnniveau privater Anbieter 
macht Lücke Sorgen: „Was in der Industrie verpönt 
ist, würden wir dann im Rettungsdienst machen“. pro 
Rettungswache sind im Schnitt 8 bis 10 Mitarbeiter 
mit Zeitverträgen beschäftigt. 
 
 
FDP Salzkotten setzt auf einen innovativen 
Maßnahmenkatalog 
�
Auch die Stadt Salzkotten  kann 
Gelder aus dem Konjunkturpaket 
II erwarten.  Das steht bereits 
fest.  Das beflügelt natürlich die 
Erwartungen vieler Bürger und 
Politiker an Projekte und Investi-
tionen zu denken, die ansonsten 
auf Eis gelegt worden wären.  
 
„Erste Präferenz muss es sein an Beschäftigungsef-
fekte, zukunftsweisende Projekte und auch an die 
Folgekosten zu denken, “ so Brigitte Kesternich, 
Mitglied der FDP Fraktion. In diesem Zusammen-
hang sind Investitionen zu bevorzugen, die die zu-
künftigen Haushalte entlasten werden, z.B. durch 
Energieeinsparmaßnahmen. 
 
„Wir hoffen sehr, dass die politischen Gremien in die 
Erstellung eines Maßnahmenkataloges miteinbezo-
gen werden“, gibt sich Christoph Sonntag, FDP- 
Fraktionsvorsitzender, ganz zuversichtlich. Die Salz-
kottener FDP wird wert darauf legen, dass auch in 
die Infrastruktur der umliegenden Ortschaften inves-
tiert wird. Vor allem die High-Speed-
Internetversorgung der Ortschaften ist für die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Dörfer essentiell. Aber auch 
die städtischen Gemeinschaftseinrichtungen sind 
bisher nicht in jeder Ortschaft auf hinreichendem  
Niveau. Hier müssen nun ebenfalls die nötigen Wei-
chenstellungen vorgenommen werden.  
 
�
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Mein Name ist  Anna Blümel und ich arbeite seit  
dem neuen Jahr 2009 als Bürokraft beim Kreisver-
band der FDP in Paderborn.  
 
Ich bin 2006 von 
Bad Driburg nach 
Paderborn gezogen, 
um hier meine Aus-
bildung zur Automo-
bilkauffrau zu begin-
nen. Diese habe ich 
2008 erfolgreich ab-
geschlossen und studiere seitdem Deutsch und Reli-
gion an der Universität Paderborn.   
 
Ich wünsche mir, dass ich allen Anforderungen und 
Erwartungen meiner neuen Kollegen gerecht werde 
und freue mich auf eine erfolgreiche Zusammenar-
beit! 
 
 
Angelika Kiel rückt in Kreistag nach �
 

Angelika Kiel ist neue Kreistagsab-
geordnete. Die FDP-Politikerin rückt 
für Heinz-Josef Caspari nach, der im 
vergangenen Jahr verstorben war.  
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Termine: 
 
03.03.2009, 19.30 Uhr 
 

Kreisvorstandssitzung 

04.03.2009, 20.00 Uhr Mitglieder-Treffen im 
Brauhaus (Kiesau) 

10.03.2009, 19.30 Uhr Ortsparteitag Salzkotten 
Hotel Walz,  
Paderbornerstrasse   
33154 Salzkotten 
 

13.03.2009, 19.00 Uhr 
 

Kreisparteitag / Kreis-
wahlversammlung 
Sälzer Hof 
Am Stadtgraben 28 
33154 Salzkotten 
 

29.03.2009, 16.00 Uhr Ortsparteitag Büren 
Gaststätte Wickel 
Hüttemannstraße 21  
33142 Büren 
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Etwas Lesenswertes außerhalb der Lokal-  
politik. Empfohlen von Karsten Grabens-
troer: 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 


